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TOP Steuerberater 2020
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle-
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOCUS MONEY in 
der Ausgabe 25/2020 wiederholt als eine 
der führenden großen Steuerkanzleien  
in Deutschland ausgezeichnet. In einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
95.000 Steuerexperten zu den Themen 
Qualifikation, Spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 

inhalt

Für alle Steuerpflichtigen

Steuerinformationen für Mai 2021
Seit einer gesetzlichen Neuregelung mit 
Wirkung zum 1.1.2020 ist unklar, wann die 
Überlassung von Gutscheinen und Geld-
karten, bei denen eine Barauszahlung aus- 
geschlossen ist, noch ein Sachbezug ist.

Da die Erörterungen auf Bund-Länder- 
Ebene noch nicht abgeschlossen sind, 
wurde nun für 2020 und 2021 eine Nicht-
beanstandungsregelung beschlossen, 
damit Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
vorerst Rechtssicherheit haben.

Darüber hinaus ist in diesem Monat  
auf folgende Aspekte hinzuweisen:

Schlechte Nachrichten kommen vom 
Bundesfinanzhof: Kann ein volljähriges 
Kind wegen einer Erkrankung keine 
Berufsausbildung beginnen, besteht nur 
dann ein Anspruch auf Kindergeld, wenn 
das Ende der Erkrankung absehbar ist.

Haben dauernd getrennt lebende Ehegat-
ten einen Barunterhalt vereinbart, auf den 
eine unentgeltliche Wohnungsgestellung 
angerechnet wird, kommt ein Sonderaus-
gabenabzug nur in Höhe dieser Anrech-
nung in Betracht – nicht aber in Höhe  
des Mietwerts der Wohnung. Der Steuer-
pflichtige will sich mit der Entscheidung 
des Finanzgerichts Niedersachsen aber 
nicht zufriedengeben und hat die Revi- 
sion beim Bundesfinanzhof erkämpft. 
Das Bundesfinanzministerium hat in 
einem Schreiben vom 25.11.2020 neue 
Vereinfachungsregelungen zum Werbungs- 
kostenabzug bei einer doppelten Haus-
haltsführung festgelegt, die in allen noch 
offenen Fällen gelten.

Diese und weitere interessante Infor- 
mationen finden Sie in der Ausgabe  
für Mai 2021. Viel Spaß beim Lesen!

An 
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, Dr. Hörmann & Kollegen, StB, RAe. Morellstraße 33, 86159 Augsburg
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Für alle Steuerpflichtigen

Schlechte BFH-Nachrichten zum Kindergeld bei Ausbildungsplatzsuche und Erkrankung
Kann ein volljähriges Kind wegen einer 
Erkrankung keine Berufsausbildung be
ginnen, besteht nur dann ein Anspruch auf 
Kindergeld, wenn das Ende der Erkrankung 
absehbar ist. Dies hat der Bundesfinanzhof 
entschieden.  |

Zum Hintergrund

Nach den gesetzlichen Vorgaben (§ 32  
Abs. 4 S. 1 Nr. 2 Einkommensteuergesetz 
(EStG)) werden volljährige Kinder, die das 
25. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
und

· �eine Ausbildung absolvieren,

· �sich in einer Übergangszeit von max.  
vier Monaten zwischen zwei Ausbildungs-
abschnitten befinden,

· �mangels Ausbildungsplatz eine Aus
bildung nicht beginnen oder fortsetzen 
können oder

· �ein freiwilliges soziales oder ökologisches 
Jahr oder einen anderen Freiwilligendienst 
leisten

bis zum Abschluss einer erstmaligen 
Berufsausbildung oder eines Erststudiums 
beim Kindergeld berücksichtigt. Danach 
nur dann, wenn sie keiner Erwerbstätigkeit 
nachgehen.

Beachten Sie: Eine Erwerbstätigkeit mit bis 
zu 20 Stunden regelmäßiger wöchentlicher 
Arbeitszeit, ein Ausbildungsdienstverhältnis 

oder ein geringfügiges Beschäftigungs
verhältnis sind unschädlich.

Die aktuelle Entscheidung

Der Bundesfinanzhof musste über 
folgenden Fall entscheiden:

Sachverhalt

Der Sohn des Steuerpflichtigen befand sich 
wegen langjährigen Drogenkonsums in 
Therapie. Er hatte die Schule abgebrochen. 
Im Juli 2017 beantragte der Vater rückwir-
kend (Streitzeitraum: September 2016 bis 
Mai 2017) Kindergeld, weil sein Sohn einen 
Ausbildungsplatz suche und seine Ausbil-
dungswilligkeit auch bekundet habe. Aus 
ärztlichen Bescheinigungen ging allerdings 
hervor, dass das Ende der Erkrankung in 
den Monaten Juni und Juli 2017 noch nicht 
absehbar war.

Die Familienkasse lehnte die Gewährung 
von Kindergeld für die Zeit bis Mai 2017 ab. 
Demgegenüber sprach das Finanzgericht 
Hamburg dem Vater das Kindergeld für  
den strittigen Zeitraum zu, weil es die 
allgemeine Ausbildungswilligkeit des 
Sohnes genügen ließ. Der Bundesfinanz- 
hof sah das aber anders.

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs kommt 
bei einem erkrankten Kind eine Berück-
sichtigung als Kind, das einen Ausbildungs-
platz sucht, nur dann in Betracht, wenn das 
Ende der Erkrankung absehbar ist. Infolge 

der ärztlichen Bescheinigungen war dies  
in dem strittigen Zeitraum aber nicht der 
Fall.

Entgegen der Meinung des Finanzgerichts 
reicht die allgemein gehaltene Aussage  
des Kindes, nach dem Ende der Erkran- 
kung eine Ausbildung aufnehmen zu wollen, 
nicht aus.

Beachten Sie: Das Kindergeld ist für den 
strittigen Zeitraum damit allerdings noch 
nicht endgültig verloren. Denn der Bundes-
finanzhof hat die Streitsache an das Finanz-
gericht zurückverwiesen, damit dieses 
prüft, ob der Sohn als behindertes Kind  
(§ 32 Abs. 4 S. 1 Nr. 3 EStG) berücksichtigt 
werden kann.

Merke: Ferner ist zu beachten, dass die 
Entscheidung zu einer „alten“ Rechtslage 
ergangen ist. Denn rückwirkende Kinder-
geldzahlungen wurden durch das Steuer-
umgehungsbekämpfungsgesetz einge-
schränkt. Das heißt: Kindergeld wird 
rückwirkend nur für die letzten sechs 
Monate vor Beginn des Monats gezahlt,  
in dem der Antrag auf Kindergeld einge
gangen ist. Dies gilt erstmals für Anträge, 
die nach dem 31.12.2017 eingehen.

Quelle: BFH-Urteil vom 12.11.2020,  
Az. III R 49/18, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 220740; BFH, PM  Nr. 5/21 vom 
25.2.2021; Steuerumgehungsbekämpfungs-
gesetz vom 23.6.2017, BGBl I 2017, S. 1682

Für alle Steuerpflichtigen

Unterhaltsleistungen: Zum Sonderausgabenabzug bei unentgeltlicher Wohnungsgestellung  
Haben dauernd getrennt lebende Ehegatten 
einen Barunterhalt vereinbart, auf den eine 
unentgeltliche Wohnungsgestellung ange-
rechnet wird, kommt ein Sonderausgaben-
abzug im Wege des Realsplittings nur in 
Höhe dieser Anrechnung in Betracht – nicht 
aber in Höhe des Mietwerts der Wohnung. 
Dies hat jüngst das Finanzgericht Nieder-
sachsen entschieden.  |

Hintergrund zum Abzug  
von Unterhaltsleistungen

Unterhaltsleistungen an den geschiedenen 
oder dauernd getrennt lebenden Ehegatten 
sind beim begrenzten Realsplittung bis zu 
13.805 EUR pro Jahr als Sonderausgaben 
abziehbar (§ 10 Abs. 1a S. 1 Nr. 1 Einkom-
mensteuergesetz [EStG]). Hinzu kommen 
übernommene Beiträge zur Basiskranken- 
und Pflegeversicherung. Dies bedarf aller-
dings der Zustimmung des Unterhalts
berechtigten, der die Unterhaltszahlungen 
seinerseits als sonstige Einkünfte ver
steuern muss.

Wird der Sonderausgabenabzug nicht 
beantragt oder fehlt hierzu die Zustimmung 
des Empfängers der Unterhaltsleistungen, 

können diese Unterhaltsaufwendungen  
ggf. als außergewöhnliche Belastungen 
berücksichtigt werden.

Beachten Sie: Die Unterhaltsleistungen 
können nur insgesamt entweder als 
Sonderausgaben oder als außergewöhn- 
liche Belastung berücksichtigt werden.

Verkürzter Sachverhalt

Der Steuerpflichtige schuldete seiner 
Ehefrau laut Trennungs- und Scheidungs-
folgenvereinbarung einen Barunterhalt  
von monatlich 600 EUR. Solange die Ehe- 
frau noch im gemeinsamen Haus lebte, 
wurden 400 EUR als Wohnvorteil der  
Ehefrau gegengerechnet, sodass der  
Steuerpflichtige nur 200 EUR monatlich 
zahlte.

In seiner Einkommensteuererklärung 
begehrte der Steuerpflichtige dann aber 
nicht nur einen Sonderausgabenabzug  
in Höhe von 7.200 EUR (12 x 600 EUR).  
Er argumentierte, dass der tatsächliche 
Mietwert deutlich höher und beim Sonder-
ausgabenabzug zu berücksichtigen sei. 
Diese Ansicht teilten aber weder das Fi-

nanzamt noch das Finanzgericht Nieder-
sachsen.

Der Steuerpflichtige will sich mit der Ent-
scheidung des Finanzgerichts Niedersach-
sen aber nicht zufriedengeben und hat die 
Revision beim Bundesfinanzhof erkämpft. 
Dieser wird sich nun insbesondere mit  
zwei Fragen beschäftigen müssen:

· �Kann ein unterhaltsverpflichteter Steuer-
pflichtiger die ortsübliche Miete für eine  
an seinen von ihm dauerhaft getrennt 
lebenden Ehegatten überlassene Wohnung 
als Unterhaltsleistung gemäß § 10 Abs. 1a 
S. 1 Nr. 1 EStG abziehen?

· �Falls diese Frage bejaht wird: Ist dies  
auch dann der Fall, wenn der hierfür 
unterhaltsrechtlich maßgebliche oder  
in diesem Zusammenhang vereinbarte 
Wohnvorteil geringer ist als die orts- 
übliche Miete?

Quelle: FG Niedersachsen,  
Urteil vom 11.6.2020, Az. 1 K 99/19,  
Rev. BFH Az. X R 33/20,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 220492
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Für Unternehmer

Broschüre zur  
steuerlichen Behandlung  
von Fotovoltaikanlagen
Auch private Hausbesitzer werden steuer-
lich zum Unternehmer, wenn sie eine 
Fotovoltaikanlage errichten und den er-
zeugten Strom in das öffentliche Netz 
einspeisen. Das Bayerische Landesamt  
für Steuern hat seine Broschüre „Hilfe  
zu Fotovoltaikanlagen“ 

(Stand: Januar 2021; unter www.iww.de/
s4766) neu aufgelegt und beantwortet 
insbesondere einkommen- und  
umsatzsteuerliche Fragen.

Für Arbeitgeber

Gutscheine und Geldkarten als begünstigter Sachbezug:  
Übergangsfrist der Finanzverwaltung
Seit der Neuregelung des § 8 Abs. 1 Ein-
kommensteuergesetz (EStG) mit Wirkung 
zum 1.1.2020 ist unklar, wann die Über
lassung von Gutscheinen und Geldkarten, 
bei denen eine Barauszahlung ausge
schlossen ist, noch ein Sachbezug ist. Ein 
Schreiben des Bundesfinanzministeriums 
ist längst angekündigt, aber noch nicht 
ergangen. Um zumindest vorerst Rechts
sicherheit zu schaffen, hat die Finanzver-
waltung nun für 2020 und 2021 eine Nicht-
beanstandungsregelung verkündet.

Sachbezüge des Arbeitgebers können bis zu 
einer monatlichen Freigrenze von 44 EUR 
(ab 2022: 50 EUR-Freigrenze) steuer- und 
sozialversicherungsfrei bleiben. Ab 2020 ist 
das Zusätzlichkeitserfordernis (zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn)  
bei Sachbezügen anzuwenden, die als 
Gutscheine und/oder Geldkarten gewährt 
werden. Diese gelten zudem nur noch dann 
als Sachbezug, wenn sie ausschließlich  
zum Bezug von Waren oder Dienstleistun-
gen berechtigen und die Kriterien des § 2 
Abs. 1 Nr. 10 des Zahlungsdiensteaufsichts-
gesetzes (ZAG) erfüllen.

Beachten Sie: Die Auslegung der neuen 
gesetzlichen Definition unter Einbeziehung 
der Bestimmungen des ZAG ist derzeit 

Gegenstand von Erörterungen auf Bund- 
Länder-Ebene. Im Anschluss soll ein 
Schreiben des Bundesfinanzministeriums 
veröffentlicht werden.

Für 2020 und 2021 wurde nun eine Nicht
beanstandungsregelung beschlossen. 
Danach wird es nicht beanstandet, wenn 
Gutscheine und Geldkarten, die ausschließ-
lich zum Bezug von Waren oder Dienstleis-
tungen berechtigen, jedoch die Kriterien  
des § 2 Abs. 1 Nr. 10 ZAG nicht erfüllen, 
noch bis zum 31.12.2021 als Sachbezug 
anerkannt werden.

Zudem hat die Finanzverwaltung klarge-
stellt: Für Gutscheine und Geldkarten 
betreffende Anrufungsauskünfte für Lohn-
zahlungszeiträume bis Ende 2021 gelten die 
vor der Gesetzesänderung maßgebenden 
Grundsätze. Danach sind Gutscheine oder 
Geldkarten u. a. dann als Geldleistung zu 
behandeln, wenn sie über eine Bezahl
funktion (es ist nicht zu beanstanden, wenn 
Restguthaben bis zu 1 EUR ausgezahlt 
werden können) oder über eine eigene  
IBAN verfügen.

Quelle: FinMin Sachsen-Anhalt, Erlass vom 
26.2.2021, Az. 45 - S 2334-331/4/13848/2021, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 221353

Für Unternehmer

Coronapandemie: Keine Umsatzsteuer auf Kleiderspenden
Sachspenden unterliegen als unentgelt- 
liche Wertabgabe der Umsatzsteuer.  
Somit ist es z. B. für Einzelhändler oftmals 
teurer, unverkaufte Textilien zu spenden,  
als sie zu vernichten. Wegen der Corona- 
Beschränkungen hat sich aber nun eine 
Sondersituation ergeben. Vor allem Saison-
ware hat sich in großen Mengen in den 
Lagern der Einzelhändler angestaut, die 
jetzt nur noch schwerlich abzusetzen ist. 
Hierauf hat das Bundesfinanzministerium 
mit einer Billigkeits- bzw. Ausnahme
regelung reagiert.  |

Die Finanzverwaltung verzichtet auf die 
Besteuerung einer unentgeltlichen Wert

abgabe bei Waren, die von Einzelhändlern, 
die durch die Coronakrise unmittelbar und 
nicht unerheblich negativ wirtschaftlich 
betroffen sind, an steuerbegünstigte Orga
nisationen gespendet werden bzw. ge
spendet worden sind.

Beachten Sie: Diese Regelung gilt nur  
für Spenden, die zwischen dem 1.3.2020  
und dem 31.12.2021 erfolgt sind.

Quelle: BMF-Schreiben vom 18.3.2021,  
Az. III C 2 - S 7109/19/10002 :001,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 221337

Für Unternehmer

Brexit-Chatbot ist in Betrieb
Welche Auswirkungen hat der Austritt des 
Vereinigten Königreichs aus der EU (Brexit) 
auf den umsatzsteuerrechtlichen Waren- 
und Dienstleistungsverkehr? 

Was ist bei der Abgabe der Zusammenfas-
senden Meldungen bezüglich Umsätzen mit 
Unternehmern aus dem Vereinigten König-
reich zu beachten? Antworten auf diese 
Fragen kann vielleicht ein neues Informa

tionstool des Bundeszentralamts für 
Steuern liefern.

Beachten Sie: Der mehrsprachig gestaltete 
Brexit-Chatbot steht unter www.bzst.de zur 
Verfügung und beantwortet die Fragen in 
Dialogform selbstständig.

Quelle: BZSt, Meldung vom 19.3.2021  
„Das BZSt nimmt Brexit-Chatbot in Betrieb“

[Fortsetzung auf Seite 4]

Für Arbeitgeber

Steuerfreie Corona-Prämie  
für geleistete Überstunden
Vom 1.3.2020 bis zum 30.6.2021 können 
Arbeitgeber eine steuerfreie Corona-Prä-
mie nach § 3 Nr. 11a Einkommensteuer
gesetz bis zu 1.500 EUR an ihre Mitarbeiter 
zahlen. 

Eine Voraussetzung für die Steuerfrei- 
heit ist, dass die Prämie zusätzlich zum 
ohnehin geschuldeten Arbeitslohn ge- 
leistet wird. 

Hier stellte sich nun die Frage, ob  
diese Bedingung erfüllt ist, wenn durch  
den Arbeitnehmer in der Vergangenheit 
geleistete Überstunden gekürzt werden? 
Die Antwort lautet: Es kommt darauf an.

Das Bundesfinanzministerium vertritt  
hier folgende Ansicht: Die Steuerfreiheit  
ist zu bejahen, wenn vor dem 1.3.2020  
kein Anspruch auf eine Vergütung von 
Überstunden bestand, also lediglich die 
Möglichkeit des Freizeitausgleichs ge- 
geben war.

Für Unternehmer

Einkommensteuererklärung 
2020: Neues Formular  
„Anlage Corona-Hilfen“
Bei der Einkommensteuererklärung 2020 
ist zusammen mit der Anlage G (Einkünfte 
aus Gewerbebetrieb), S (Einkünfte aus 
selbstständiger Arbeit) und/oder L (Ein-
künfte aus Land- und Forstwirtschaft)  
die neue Anlage Corona-Hilfen einzu- 
reichen. In dem Formular wird u. a.  
abgefragt, ob Corona-Soforthilfen, Über
brückungshilfen und vergleichbare Zu-
schüsse bezogen wurden, die grundsätz- 
lich als Betriebseinnahmen zu versteuern 
sind.
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Verzichtet der Arbeitnehmer zugunsten 
einer Corona-Prämie auf einen Frei-
zeitausgleich von Überstunden bzw.  
werden die Überstunden gekürzt, ist  
das Kriterium „zusätzlich zum ohnehin 
geschuldeten Arbeitslohn“ erfüllt.

Durch das Jahressteuergesetz 2020 wurde 
kürzlich die ursprünglich bis Ende 2020 
befristete Steuerbefreiung bis zum 
30.6.2021 verlängert. Der Höchstbetrag je 
Arbeitnehmer beträgt aber unverändert 
1.500 EUR. Die Anpassung führt also nicht 
dazu, dass im ersten Halbjahr 2021 noch-
mals 1.500 EUR steuerfrei zusätzlich zu 
einem in 2020 steuerfrei gewährten Betrag 

von 1.500 EUR ausgezahlt werden können. 
Da es sich um einen Freibetrag handelt, 
muss jeder EUR, der den Freibetrag 
übersteigt, versteuert werden.

Quelle: BMF, FAQ „Corona“ (Steuern), 
Stand: 18.3.2021; Jahressteuergesetz 2020, 
BGBl I 2020, S. 3096

Für Arbeitnehmer

Keine Werbungskosten: FAZ-Abo beim Vorstandsmitglied einer Bank
Aufwendungen für den Bezug der Frank
furter Allgemeine Zeitung (FAZ) sind selbst 
dann keine Werbungskosten, wenn es  
sich um Einkünfte aus nichtselbstständiger 
Arbeit eines Bankvorstandsmitglieds 
handelt. Nach einer Entscheidung des 
Finanzgerichts Düsseldorf liegen nicht 
abziehbare Aufwendungen der Lebens
führung vor.

Aufwendungen für den Bezug einer Tages-
zeitung können grundsätzlich nicht als 
Erwerbsaufwendungen abgezogen werden. 

Eine Ausnahme kommt nur in Betracht, 
wenn eine nahezu ausschließliche betrieb-
liche oder berufliche Verwendung als 
sicher erscheint. Letzteres ist bei der  
FAZ aber nicht der Fall.

Die FAZ enthält in großem Umfang auch 
Informationen über Politik, Kultur und 
Sport. Ihre Lektüre befriedigt daher (zu-
mindest in nicht unerheblichem Umfang) 
auch private Interessen.

Beachten Sie: Die Aufwendungen können 
auch nicht – etwa infolge einer Schätzung 

– teilweise zum Abzug als Werbungskosten 
zugelassen werden. Denn es lässt sich 
nicht nach objektiven Kriterien bestimmen, 
in welchem Umfang die Zeitung zur Er
langung beruflicher und außerberuflicher 
Informationen genutzt wird.

Quelle: FG Düsseldorf,  
Urteil vom 2.2.2021, Az. 10 K 3253/17 E, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 220882

Für Arbeitnehmer

Neue Vereinfachungsregelungen bei der doppelten Haushaltsführung
Das Bundesfinanzministerium hat in  
einem Schreiben vom 25.11.2020 neue 
Vereinfachungsregelungen zum Werbungs-
kostenabzug bei einer doppelten Haus-
haltsführung beschlossen, die in allen  
noch offenen Fällen gelten.

Hintergrund

Eine doppelte Haushaltsführung liegt nur 
vor, wenn der Arbeitnehmer außerhalb des 
Ortes seiner ersten Tätigkeitsstätte einen 
eigenen Haushalt unterhält (Hauptwoh-
nung) und auch am Ort der ersten Tätig-
keitsstätte wohnt (Zweitwohnung).

Lage der Hauptwohnung

Eine doppelte Haushaltsführung wird 
grundsätzlich verneint, wenn der Arbeit-
nehmer seine erste Tätigkeitsstätte von  
der Hauptwohnung aus in zumutbarer 
Weise täglich erreichen kann.

In Analogie zur Rechtsprechung des 
Bundesfinanzhofs kann eine Fahrzeit von 
bis zu einer Stunde je Wegstrecke unter 
Zugrundelegung individueller Verkehrs
verbindungen und Wegezeiten in der Regel 
als zumutbar angesehen werden.

Beachten Sie: Aus Vereinfachungsgrün- 
den kann die Entfernung der kürzesten 
Straßenverbindung zwischen Hauptwoh-
nung und erster Tätigkeitsstätte heran
gezogen werden. Beträgt die Entfernung 
mehr als 50 km, ist davon auszugehen, 
dass sich die Hauptwohnung außerhalb des 
Orts der ersten Tätigkeitsstätte befindet.

Lage der Zweitwohnung

In der Praxis kommt es vor, dass sich die 
Zweitwohnung nicht am Ort der ersten 
Tätigkeitsstätte, sondern weiter entfernt 
vom Beschäftigungsort befindet.

Neu ist in allen noch offenen Fällen:  
Es kann davon ausgegangen werden,  
dass die Zweitwohnung noch am Ort der 
ersten Tätigkeitsstätte belegen ist, wenn 
die Entfernung der kürzesten Straßen
verbindung zwischen Zweitwohnung und 
erster Tätigkeitsstätte nicht mehr als  
50 km beträgt.

Sollte diese Voraussetzung nicht erfüllt 
sein, bedeutet das noch nicht das end- 
gültige Aus. 

In einem zweiten Schritt wird nun geprüft, 
ob die erste Tätigkeitsstätte von der Zweit-
wohnung in zumutbarer Weise (Fahrzeit  
für die einfache Strecke von bis zu einer 
Stunde) täglich erreicht werden kann.

Berufliche Veranlassung

Das Beziehen der Zweitwohnung am 
Beschäftigungsort muss aus beruflichen 
Gründen erforderlich sein. Das ist vor  
allem der Fall, wenn sich dadurch die 
Fahrtstrecke oder Fahrzeit zur ersten 
Tätigkeitsstätte wesentlich verkürzt.

Von einer beruflichen Veranlassung kann 
ausgegangen werden, wenn die kürzeste 
Straßenverbindung von der Zweitwohnung 
zur ersten Tätigkeitsstätte weniger als die 

Hälfte der kürzesten Straßenverbindung 
zwischen der Hauptwohnung und der 
ersten Tätigkeitsstätte beträgt oder die 
Fahrzeit zur ersten Tätigkeitsstätte für  
eine Wegstrecke halbiert wird.

Merke: Sind diese Voraussetzungen nicht 
erfüllt, ist eine berufliche Veranlassung  
auf andere Weise anhand der konkreten 
Umstände des Einzelfalls darzulegen.

Ausstattung und Einrichtung

Unterkunftskosten sind nur bis maximal 
1.000 EUR im Monat als Werbungskosten 
abziehbar. Nach neuer Verwaltungssicht 
zählen hierzu aber nicht: notwendige 
Aufwendungen für Einrichtungsgegen
stände und Hausrat.

Übersteigen die Einrichtungs- und Aus
stattungskosten der Zweitwohnung  
(ohne Arbeitsmittel) insgesamt nicht den 
Betrag von 5.000 EUR (einschließlich 
Umsatzsteuer), ist davon auszugehen,  
dass es sich um notwendige Mehrauf
wendungen handelt.

Quelle: BMF-Schreiben vom 25.11.2020,  
Az. IV C 5 - S 2353/19/10011 :006,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 219235

[Fortsetzung von Seite 3]
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Corona-Pandemie: „Kurzarbeit Null“ kürzt den Urlaub
Das Landesarbeitsgericht (LAG) Düssel- 
dorf hat sich vor Kurzem ausführlich mit 
der Auswirkung von Kurzarbeit auf Ur-
laubsansprüche der betroffenen Arbeit-
nehmer und Arbeitnehmerinnen befasst.

Sachverhalt

Die Klägerin ist seit dem 1.3.2011 als 
Verkaufshilfe mit Backtätigkeiten bei der 
Beklagten, einem Betrieb der System
gastronomie, beschäftigt. Sie ist in einer 
Drei-Tage-Woche teilzeittätig. Vereinba-
rungsgemäß stehen ihr pro Jahr 28 Werk-
tage bzw. umgerechnet 14 Arbeitstage 
Urlaub zu. Seit dem 1.4.2020 galt für die 
Klägerin infolge der Corona-Pandemie  
von April bis Dezember wiederholt „Kurz-
arbeit Null“, d. h. der Arbeitsausfall betrug 
100 Prozent. In den Monaten Juni, Juli und 
Oktober 2020 bestand diese durchgehend. 
Im August und September 2020 hatte die 
Beklagte ihr insgesamt 11,5 Arbeitstage 
Urlaub gewährt.

So argumentiert  
die Arbeitnehmerin

Die Klägerin ist der Ansicht, die Kurzarbeit 
habe keinen Einfluss auf ihre Urlaubs-
ansprüche. Konjunkturbedingte Kurzarbeit 
erfolge nicht auf Wunsch des Arbeitneh-
mers, sondern im Interesse der Arbeitge-

berin. Kurzarbeit sei auch keine Freizeit. 
So unterliege sie während der Kurzarbeit 
Meldepflichten. Auch könne die Arbeit
geberin die Kurzarbeit kurzfristig vorzeitig 
beenden, weswegen es an einer Planbar-
keit der freien Zeit fehle. Sie begehrt 
deshalb die Feststellung, dass ihr für  
das Jahr 2020 der ungekürzte Urlaub  
von 14 Arbeitstagen zustehe, d. h. noch  
2,5 Arbeitstage.

So argumentiert die Arbeitgeberin

Dem trat die Arbeitgeberin entgegen. 
Mangels Arbeitspflicht während der 
„Kurzarbeit Null“ entstünden keine  
Urlaubsansprüche. Sie habe deshalb  
den Urlaubsanspruch der Klägerin für 
2020 bereits vollständig erfüllt.

Das stellt das  
Landesarbeitsgericht fest

Das LAG Düsseldorf hat die Klage abge-
wiesen. Das LAG: Aufgrund der „Kurz- 
arbeit Null“ in den Monaten Juni, Juli und 
Oktober 2020 hat die Klägerin in diesem 
Zeitraum keine Urlaubsansprüche er
worben. Der Jahresurlaub 2020 steht ihr 
deshalb nur anteilig im gekürzten Umfang 
zu. Für jeden vollen Monat der „Kurzarbeit 
Null“ war der Urlaub um 1/12 zu kürzen, 
was sogar eine Kürzung um 3,5 Arbeits

tage ergeben würde. Im Hinblick darauf, 
dass der Erholungsurlaub bezweckt, sich 
zu erholen, setzt dies eine Verpflichtung 
zur Tätigkeit voraus.

Kurzarbeit kürzt Urlaubsanspruch

Da während der Kurzarbeit die beider
seitigen Leistungspflichten aufgehoben 
sind, werden Kurzarbeiter wie vorüber
gehend teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer 
behandelt, deren Erholungsurlaub eben-
falls anteilig zu kürzen ist. Dies entspricht 
dem Europäischen Recht, weil nach der 
Rechtsprechung des Europäischen Ge-
richtshofs (EuGH) während „Kurzarbeit 
Null“ der europäische Mindesturlaubsan-
spruch nicht entsteht. 

Das deutsche Recht enthält dazu keine 
günstigere Regelung. Weder existiert 
diesbezüglich eine spezielle Regelung für 
Kurzarbeit noch ergibt sich etwas anderes 
aus den Vorschriften des Bundesurlaubs-
gesetzes. Insbesondere ist „Kurzarbeit 
Null“ nicht mit Arbeitsunfähigkeit zu 
vergleichen. An alledem hat der Umstand 
nichts geändert, dass die Kurzarbeit der 
Klägerin durch die Corona-Pandemie 
veranlasst ist.

Quelle: LAG Düsseldorf, Urteil vom 
12.3.2021, 6 Sa 824/20 PM Nr. 5/21

Arbeitsrecht

Entgelttransparenzgesetz: Benachteiligung wegen des Geschlechts
Klagt eine Frau auf gleiches Entgelt für 
gleiche oder gleichwertige Arbeit, be
gründet der Umstand, dass ihr Entgelt 
geringer ist als das vom Arbeitgeber nach 
dem Entgelttransparenzgesetz mitgeteilte 
Vergleichsentgelt der männlichen Ver-
gleichsperson, regelmäßig die – vom 
Arbeitgeber widerlegbare – Vermutung, 
dass die Benachteiligung beim Entgelt 
wegen des Geschlechts erfolgt ist. Das  
hat das Bundesarbeitsgericht (BAG) klar
gestellt.

Die Klägerin ist bei der Beklagten als 
Abteilungsleiterin beschäftigt. Sie erhielt 
im August 2018 von der Beklagten eine 
Auskunft nach dem Entgelttransparenz
gesetz, aus der u. a. das Vergleichsentgelt 
der bei der Beklagten beschäftigten  
männlichen Abteilungsleiter hervorgeht. 

Angegeben wurde dieses als „auf Vollzeit-
äquivalente hochgerechneter statistischer 
Median“ des durchschnittlichen monatli-
chen übertariflichen Grundentgelts sowie 
der übertariflichen Zulage. Weil sowohl  
das Grundentgelt als auch die Zulage  
über dem Entgelt der Klägerin lag, hat die 
Klägerin die Beklagte u. a. auf Zahlung  
der Differenz zwischen dem ihr gezahlten 
Grundentgelt sowie der ihr gezahlten 

Zulage und der ihr mitgeteilten höheren 
Median-Entgelte für die Monate August 
2018 bis Januar 2019 in Anspruch ge
nommen.

Das Arbeitsgericht (ArbG) hatte der Klage 
stattgegeben, das Landesarbeitsgericht 
(LAG) hat das Urteil des ArbG auf die 
Berufung der Beklagten geändert und die 
Klage abgewiesen. Es hat angenommen,  
es lägen schon keine ausreichenden 
Indizien vor, die die Vermutung begründe-
ten, dass die Klägerin die Entgeltbenach-
teiligung wegen des Geschlechts erfahren 
habe.

Die Revision der Klägerin hatte vor dem 
BAG nun Erfolg. Mit der vom LAG gegebe-
nen Begründung durfte die Klage nämlich 
nicht abgewiesen werden. Aus der von der 
Beklagten erteilten Auskunft ergibt sich 
das Vergleichsentgelt der maßgeblichen 
männlichen Vergleichsperson. 

Nach den Vorgaben des Entgelttranspa-
renzgesetzes liegt in der Angabe des 
Vergleichsentgelts als Median-Entgelt 
durch einen Arbeitgeber zugleich die 
Mitteilung der maßgeblichen Vergleichs-
person, weil entweder ein konkreter oder 
ein hypothetischer Beschäftigter des 

anderen Geschlechts dieses Entgelt für 
gleiche bzw. gleichwertige Tätigkeit erhält.

Die Klägerin hat gegenüber der ihr von  
der Beklagten mitgeteilten männlichen 
Vergleichsperson eine unmittelbare Be-
nachteiligung erfahren, denn ihr Entgelt 
war geringer als das der Vergleichsperson 
gezahlte. Entgegen der Annahme des LAG 
begründet dieser Umstand zugleich die  
– von der Beklagten widerlegbare – Ver
mutung, dass die Klägerin die Entgelt
benachteiligung „wegen des Geschlechts“ 
erfahren hat. Aufgrund der vom LAG 
getroffenen Feststellungen konnte das  
BAG nicht entscheiden, ob die Beklagte,  
die insoweit die Darlegungs- und Beweis-
last trifft, diese Vermutung ausreichend 
widerlegt hat. 

Zugleich war den Parteien Gelegenheit zu 
weiterem Vorbringen zu geben. Das BAG 
hat daher die angefochtene Entscheidung 
aufgehoben und die Sache zur neuen 
Verhandlung und Entscheidung an das  
LAG zurückverwiesen.

Quelle  | B AG, Urteil vom 21.1.2021,  
8 AZR 488/19, PM Nr. 1/21
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Steuertermine , Beiträge Sozialversicherung, Verbraucherpreisindex im Juni 2021

Steuertermine 

Fälligkeit:  
USt, LSt = 10.06.2021     
ESt, KSt = 10.06.2021

Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
USt, LSt = 14.06.2021       
ESt, KSt = 14.06.2021

Scheckzahlungen:  
Bei Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt  
spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

Beiträge Sozialversicherung Fälligkeit Beiträge 06/2021 = 26.06.2021

Verbraucherpreisindex (BRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

3/20 8/20 11/20 3/21
+ 1,3 % – 0,1 % – 0,7 % + 2,0 %

Arbeitsrecht

Fortbildungskosten:  
Eigenkündigung: Hinweis auf offene Kosten ist kein selbstständiges Schuldversprechen
Die im Kündigungsschreiben des Arbeit
nehmers geäußerte Bitte, eine Rechnung 
über Fortbildungskosten zu erstellen,  
die der Arbeitgeber verauslagt hat, stellt 
ohne Hinzutreten weiterer Umstände kein 
selbstständiges Schuldversprechen oder 
abstraktes Schuldanerkenntnis dar. 

Hierauf wies das Landesarbeitsgericht 
(LAG) Hamm hin. Das gelte auch, wenn der 
Arbeitnehmer gleichzeitig erklärt, es sei 
ihm bewusst, dass durch die Weiterbildung 
und die Vertragsvereinbarung noch Kosten 
offen seien.

Was war geschehen? Der Arbeitgeber  
hatte den Arbeitnehmer zu einer Fort
bildung angemeldet, die dieser auch wahr-
nahm. Der Arbeitgeber trug die Kosten. 
Beide hatten jedoch u. a. vereinbart, dass 

der Arbeitnehmer, sollte er das Arbeits
verhältnis (hier: innerhalb von 24 Monaten) 
kündigen, die Fortbildungskosten (anteilig) 
zurückerstatten müsse. Das klagte der 
Arbeitgeber nun ein – vergeblich.

Das LAG: Ist der Arbeitnehmer aus perso-
nenbedingten Gründen bis zum Ablauf der 
Bleibefrist nicht mehr in der Lage, seinen 
arbeitsvertraglichen Pflichten nachzukom-
men, hat er es auch nicht mehr in der Hand, 
den berechtigten Erwartungen des Arbeit-
gebers zu entsprechen, die in die Fortbil-
dung getätigten Investitionen nutzen zu 
können. Ein berechtigtes Interesse des 
Arbeitgebers, den Arbeitnehmer trotzdem 
an das Arbeitsverhältnis zu binden, lässt 
sich nicht an seinem Interesse an einer 
möglichst langfristigen Nutzung der einmal 
getätigten Investition festmachen.

Eine Rückzahlungsklausel in einer Fortbil-
dungsvereinbarung muss, um nicht unan
gemessen benachteiligend zu sein, deshalb 
u. a. vorsehen, dass die Rückzahlungsver-
pflichtung entfällt, wenn das Arbeitsverhält-
nis aus nicht vom Arbeitnehmer zu vertre-
tenden personenbedingten Gründen, die  
bis zum Ablauf der Bleibedauer anhalten, 
vom Arbeitnehmer durch Ausspruch einer 
Kündigung oder aufgrund einer aus diesen 
Gründen geschlossenen Auflösungsverein-
barung beendet wird. Das war hier nicht  
der Fall. Der Arbeitnehmer musste daher 
nicht zahlen.

Quelle: LAG Hamm,  
Urteil vom 29.1.2021, 1 Sa 954/20,  
Abruf-Nr. 220828 unter www.iww.de


